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§ 1 Einleitung 

Α. Problemstellung 

Das Konzernrecht oder, allgemeiner formuliert,  das Recht der verbundenen 
Unternehmen, enthält auch heute noch eine Vielzahl von ungelösten oder um-
strittenen Problemkreisen. Schon Hachenburg  bezeichnete das Wesen des 
Konzerns als etwas „unbestimmt Schillerndes"1 und diese Aussage hat immer 
noch ihre Gültigkeit. Es verwundert daher nicht, daß zur Beschreibung des 
Konzerns und seiner Struktur Vergleiche aus dem Familienrecht2 oder aus der 
Biologie3 herangezogen werden. Die rechtlichen Schwierigkeiten, die dieses 
„unbestimmt schillernde Wesen" aufgrund seiner verschiedenen, tatsächlichen 
Ausformungen mit sich bringt, haben eine nahezu unüberschaubare Vielfalt an 
Literatur nach sich gezogen. Eine Vielzahl der Arbeiten hat sich mit der kon-
zerninternen Überwachung, mit der Konzernhaftung, insbesondere im qualifi-
ziert faktischen Konzern, mit den Weisungsrechten und -pflichten oder mit der 
Konzernorganisation beschäftigt. Trotz dieser Vielfalt ist die „Wissenszurech-
nung im Konzern" lange Zeit unbearbeitet geblieben4. Dafür lassen sich mehre-
re Gründe finden: 

1 Hachenburg  in Düringer/Hachenburg3, HGB (1934), Einleitung: Die Aktienge-
sellschaft im Leben der Wirtschaft,  Rn. 138. 

2 So Lutter,  ZGR 1982, 244, 246: „ ... sie [die Unternehmensgruppe, Anmerkung 
des Verfassers]  besteht also aus mehreren  selbständigen  Vermögenseinheiten - wie eine 
Familie, deren Mitglieder durchaus selbständige Vermögensträger sind, innerhalb derer 
aber bestimmte Vorgänge, wie die Verteilung von Aufgaben, Lasten und Risiken leich-
ter ablaufen als unter Fremden." 

3 So beruht die von Teubner  entwickelte Vorstellung des Konzerns als „Unitas 
Multiplex" (Teubner,  ZGR 1991, 189 ff.)  auf der aus der Biologie stammenden Vor-
stellung der Selbst-Reproduktion innerhalb eines geschlossenen Systems (Autopoiesis). 
Teubner  versteht den Konzern als eine Organisation von Operationen eines Systems, in 
dem alle Elemente eines Systems durch die selektive Verknüpfung der Elemente dieses 
Systems erzeugt werden. 

4 Vgl. Schneider  in Scholz, GmbHG, § 36 Rn. 88a: „Ungeklärt ist die Wissenszu-
rechnung im Konzern." 
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Zunächst ist festzustellen, daß es sich nicht um ein spezifisch konzernrecht-
liches Thema handelt. Vielmehr geht es „nur" um die Anwendungsprobleme 
rein zivilrechtlicher Normen. Es geht darum, ob beispielsweise eine rechtlich 
selbständige Gesellschaft ein Grundstück gemäß § 892 BGB gutgläubig erwer-
ben kann, wenn zwar sie selbst gutgläubig ist, nicht aber die sie beherrschende 
Muttergesellschaft;  allgemein formuliert,  ob eine Wissensnorm5 Anwendung 
findet, wenn das rechtserhebliche Wissen nicht bei dem handelnden Unterneh-
men, sondern bei einem mit ihm verbundenen Unternehmen vorgelegen hat. 

Zudem stellt sich im Zusammenhang mit der Wissenszurechnung im Kon-
zern vorweg die Frage, was überhaupt das Wissen einer Gesellschaft ist, denn 
die Zurechnung im Konzern kann nicht weiter gehen als die Zurechnung inner-
halb einer Gesellschaft. Nach wie vor ist aber umstritten, welches Wissen wel-
cher natürlicher Personen auf welcher Grundlage einer Gesellschaft zuzurech-
nen ist. 

Schließlich ist das Problem der Wissenszurechnung erst durch Entwicklun-
gen in jüngerer Zeit besonders aktuell geworden. Durch den technischen Fort-
schritt, „Computerisierung" und Vernetzung der Datenträger, hat der Informa-
tionsaustausch innerhalb von Organisationen eine neue qualitative Dimension 
angenommen. 

Hinzu kommt, daß sich der Konzern ständig wachsender Beliebtheit erfreut, 
nicht nur als „die Organisationsform des Multinationalen Unternehmens"6, 
sondern auch als Organisationsform für kleinere Einheiten. Diese Entwicklung 
wird sich wohl insbesondere durch die Vereinfachungen, die sich aus dem 
neuen Umwandlungsgesetz ergeben, weiter fortsetzen. 

Daß die Wissenszurechnung im Konzern Fragen aufwirft  und daß ein Be-
dürfnis fur eine solche Wissenszurechnung besteht, wurde indes bereits mehr-
fach erkannt7. Das Bestehen eines solchen Bedürfnisses läßt sich sehr einfach 
anhand von Beispielen verdeutlichen: 

Als Wissensnormen werden solche Normen bezeichnet, bei denen das Wissen 
alleine oder in Verbindung mit anderen Tatbestandsmerkmalen Voraussetzung für den 
Eintritt der bestimmten Rechtsfolge ist. Vgl. dazu näher unten § 2 B. 

6 Lutter,  FS Stimpel, S. 825, 826. 
7 Bereits frühzeitig hat Schneider,  ZHR 143 (1979), 485, 510 dieses Problem an-

gesprochen; ders.  auch in Scholz, GmbHG, § 35 Rn. 88 a. Ebenfalls erkannt wurde 
dieses Problem von Bork,  ZGR 1994, 237, 256; Lutter/Hommelhoff y GmbHG, § 36 Rn. 
8; Marsch-Barner/Diekmann  in MünchHdb. GmbH, § 44 Rn. 42 sowie von Drexl,  ZHR 
161 (1997), 491 ff.,  der das Problem erstmalig einer näheren Betrachtung unterzogen 
hat. 
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1. In einem Vertragskonzern weist der Konzernvorstand den gutgläubigen 
Tochtervorstand zum Abschluß eines Rechtsgeschäftes mit einem zahlungs-
unfähigen Dritten an, obwohl der Konzernvorstand die Tatsache der Zah-
lungseinstellung kannte. Eine wirksame Anfechtung dieses Rechtsgeschäfts 
durch den Insolvenzverwalter ist gemäß § 130 Abs. 1 Nr. 1 InsO nur mög-
lich, wenn der Tochtergesellschaft  das Wissen der Muttergesellschaft  zuzu-
rechnen wäre. 

2. Der Konzernvorstand weist den gutgläubigen Tochtervorstand zum Kauf 
eines Grundstücks vom eingetragenen Nichtberechtigten an, obwohl er die 
Nichtberechtigung des Verkäufers  kennt. Ohne eine Zurechnung dieser 
Kenntnis könnte die Tochtergesellschaft  gemäß § 892 BGB das Grundstück 
gutgläubig erwerben, und der wahre Eigentümer würde sein Eigentum ver-
lieren. 

3. Der Konzernvorstand weist den Tochtervorstand an, ein der Tochtergesell-
schaft gehörendes Grundstück zu veräußern. Dieses Grundstück gehörte frü-
her zum Eigentum der Muttergesellschaft  und wurde beispielsweise im Zuge 
einer Ausgliederung auf die Tochtergesellschaft  übertragen, ohne den 
Tochtervorstand von der produktionsbedingten Bodenverschmutzung in 
Kenntnis zu setzen. Der ahnungslose Käufer dieses Grundstücks könnte 
Schadensersatzansprüche gemäß § 463 BGB wegen arglistigem Verschwei-
gen eines Mangels nur geltend machen, wenn sich die Tochtergesellschaft 
die Kenntnis ihrer Muttergesellschaft  zurechnen lassen müßte. 

Ohne eine Zurechnung der Kenntnisse würden die Ergebnisse in den Bei-
spielsfällen den unserer Rechtsordnung zugrundeliegenden Vorstellungen von 
„Gerechtigkeit" widersprechen und wären daher abzulehnen. 

Ob auch in weniger eindeutigen Fällen eine Wissenszurechnung zu erfolgen 
hat, ist demgegenüber sehr fraglich. Muß sich beispielsweise die abhängige 
Gesellschaft schon aufgrund der bloßen konzernrechtlichen Verbundenheit das 
Wissen ihrer herrschenden Muttergesellschaft  zurechnen lassen? 

Schneider 8 hat die Vermutung aufgestellt, daß eine Wissenszurechnung im 
Vertragskonzern, im qualifiziert  faktischen Konzern und bei vollständiger oder 
teilweiser Organidentität stattfinde. Dagegen sei eine Zurechnung im einfach 
faktischen Konzern zweifelhaft 9. Bork ]0 hat hingegen die Vermutung geäußert, 
daß eine Wissenszurechnung allenfalls dann stattfinde, wenn ein Unternehmen 

8 Schneider  in Scholz, GmbHG, § 35 Rn. 88a. 
9 Auch Marsch-Barner/Diekmann  in MünchHdb. GmbH, § 44 Rn. 42, haben sich 

dieser Vermutung angeschlossen. 
10 Bork,  ZGR 1994,237,256. 


